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Beschlussempfehlungen zu den im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 
Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) und Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffent-
licher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB eingegangenen Stellungnahmen mit Anregungen 
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Stellungnahmen mit Anregungen und Hinweisen: 
Abwasserverband Oberes Usatal (13.12.2024) (über Dahlem Ingenieure) 
BUND für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.v. (02.12.2024) 
Deutsche Telekom Technik GmbH (25.11.2024) 
Eisenbahn-Bundesamt, Außenstelle Frankfurt/Saarbrücken ((02.12.2024) 
Hessen Mobil, Straßen- und Verkehrsmanagement, Wiesbaden (27.11.2024) 
Landratsamt Hochtaunuskreis, Umwelt, Naturschutz und Bauleitplanung (10.12.2024) 
NRM-Netzdienste Rhein-Main GmbH (19.11.2024) 
Herrn Berthold Götz, Ortslandwirt, Hauptstraße 20, 61267 Neu-Anspach (23.08.2024 
Regierungspräsidium Darmstadt, Dez. III 31.2 (11.12.2024) 
Regierungspräsidium Darmstadt KMRD (04.12.2024) 
Regionalverband Frankfurt Rhein Main (13.12.2024) 
Stadt Neu-Anspach, Verwaltungsbehördenbezirk, Ordnungsbehördenbezirk Neu Anspach 
(21.11.2024) 
Syna GmbH (17.12.2024) 
 
 
Stellungnahmen ohne Anregungen und Hinweise: 
Amt für Bodenmanagement Limburg a.d. Lahn (12.12.2024) 
Bundesamt für Infrastruktur Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr 
(18.11.2024)) 
 
 
Keine Stellungnahmen sind eingegangen von folgenden Trägern öffentlicher  
Belange: 
Allgemeiner Deutsche Fahrradclub, ADFC Usinger Land e.V. 
Botanische Vereinigung für Naturschutz in Hessen e. V. 
Bundesanstalt für Immobilienaufgaben, Regionalbereich West 
Deutsche Bahn AG, DB Immobilien Region Mitte 
Finanzamt Bad Homburg 
Fraport AG 
Gemeindevorstand der Gemeinde Schmitten 
Gemeindevorstand der Gemeinde Wehrheim 
Gemeindevorstand der Gemeinde Weilrod 
Hessen Forst, Forstamt Weilrod 
Hessische Gesellschaft f. Ornithologie u. Naturschutz e.V. 
IHK Frankfurt am Main 
Kreisausschuss des Hochtaunuskreises, Brandschutz, Rettungsdienst, Katastrophen-
schutz 
Kreisausschuss des Hochtaunuskreises, Veterinärwesen und Verbraucherschutz 

Landesamt für Denkmalpflege Hessen, Bau- und Kunstdenkmalpflege WI 
Landesamt für Denkmalpflege Hessen, hessenArchäologie WI 
Leistungsbereich Sicherheit und Ordnung 
Leistungsbereich Technische Dienste und Landschaft 
Magistrat der Stadt Bad Homburg 
Magistrat der Stadt Usingen 
Naturschutzbund Deutschland, Kreisverband Hochtaunus, Gruppe Wehrheim 
Naturschutzbund Deutschland, Landesverband Hessen e.V. 
Schutzgemeinschaft Deutscher Wald 
Verband Hessischer Sportfischer e.V. 
Verkehrsverband Hochtaunuskreis 
Vodafone Hessen GmbH & Co. KG, Zentrale Planung 
Wanderverband Hessen.e.V. 
Wasserbeschaffungsverband Usingen 
Zweckverband Naturpark Taunus 
 
 
Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit 
1. Anlieger der Eschbacher Straße, 61267 Neu-Anspach (17.12.2024) 
2. Herrn Karl Arnhold, Eschbacher Straße 24, 61267 Neu-Anspach (09.12.2024) 
3. Herrn Karl Arnhold, Eschbacher Straße 24, 61267 Neu-Anspach (17.12.2024) 
4. Herrn u. Frau Eckhardt, Eschbacher Straße 26, 61267 Neu-Anspach (10.12.2024) 
5. Herrn Hans Henchen, Eschbacher Straße 28, 61267 Neu-Anspach (09.12.2024 
6. Frau Andrea Rettenbacher, Eschbacher Straße 22b, 61267 Neu-Anspach 

(24.11.2024) 
7. Herrn Horst Schmitt, Eschbacher Straße 20, 61267 Neu-Anspach (12.12.2024) 
8. Herrn Eric Wicke, Eschbacher Straße 22a, 61267 Neu-Anspach (13.12.2024) 
9. Frau Andrea Rettenbacher, Eschbacher Straße 22b, 61267 Neu-Anspach 

(17.12.2024) 
10. Frau Andrea Rettenbacher, Eschbacher Straße 22b, 61267 Neu-Anspach 

(16.12.2024) 
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1. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Abwasserverband Oberes Usatal (13.12.2024) (über Dahlem Ingenieure) 
 
 
Beschlussempfehlung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

eschade
Hervorheben
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2. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 2.: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
Die Zusammenfassung ist zutreffend. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 3.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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4. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 4.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Nach Abschluss der Entwässerungsplanung werden die relevanten Flächendaten an den 
Abwasserverband übermittelt, damit dies in eine neue SMUSI Berechnung eingepflegt wer-
den kann. 
Anhand der derzeitigen Bilanzierung der Flächen ergibt sich eine sehr geringe Erhöhung 
der Flächen, welche keine Auswirkungen auf das Gesamtsystem hat. 
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1. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

BUND für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (02.12.2024) 
 
 
Beschlussempfehlung 
 
 
Zu 1.: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
Die Anregung zur zurückhaltenden Neuinanspruchnahme von Flächen für Siedlungszwecke 
im Sinne des Flächenspargebots gemäß § 1a BauGB wird in ihrer grundsätzlichen Zielset-
zung ausdrücklich geteilt. Der schonende Umgang mit Grund und Boden stellt eine zentrale 
Zielvorgabe der Bauleitplanung dar – nicht zuletzt vor dem Hintergrund der bundesweiten 
Flächeninanspruchnahme, die laut Umweltbundesamt im Jahr 2022 täglich etwa 56 Hektar 
betrug und damit noch deutlich über dem Zielwert der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie 
(30 ha/Tag) liegt. 
 
Im konkreten Fall handelt es sich jedoch um eine langfristig vorbereitete Siedlungsentwick-
lung, die u.a. auch im Stadtentwicklungskonzept „Neu-Anspach Perspektiven 2040“ veran-
kert ist. Die Entwicklung des Gebiets „Westerfeld-West“ erfolgt schrittweise seit vielen Jah-
ren und basiert auf einem realen und dokumentierten Wohnraumbedarf. Wie in der Begrün-
dung zum Bebauungsplan dargelegt, sind die Potenziale zur Innenentwicklung in Neu-
Anspach weitgehend ausgeschöpft. Die Leerstandsquote liegt deutlich unter dem empfoh-
lenen Schwellenwert von 2 %, was die Notwendigkeit zusätzlicher Wohnbauflächen im 
Außenbereich begründet. 
Hinzu kommt, dass die Grundstücke im räumlichen Geltungsbereich bereits überwiegend 
reserviert wurden. Die planungsrechtliche Umsetzung folgt somit nicht spekulativen Zielen, 
sondern konkret bestehenden Verträgen und der Erwartung einer absehbaren baulichen 
Realisierung. 
Im Sinne eines sparsamen Umgangs mit Flächen wurde im Vergleich zu früheren Pla-
nungsständen zudem die Wohndichte erhöht (42 WE/ha statt vormals 35 WE/ha), womit ein 
effektiverer Flächeneinsatz im Rahmen der Regionalplanung für verstädterte Bereiche er-
reicht wird. Das Plangebiet ist zudem an den öffentlichen Nahverkehr angebunden und 
integriert eine kompakte Bauweise mit Einzel-, Doppel-, Reihen- und Geschosswohnungs-
bau sowie Maßnahmen zur klimafreundlichen Energieversorgung. 
 
Die Stadt Neu-Anspach wird sich auch weiterhin am Ziel orientieren, Flächen möglichst 
umweltschonend, effizient und ortsverträglich zu nutzen und die Innenentwicklung vorrangig 
zu prüfen, bevor neue Siedlungsflächen im Außenbereich in Anspruch genommen werden. 

eschade
Hervorheben
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2. 
 
 
 
 
 
 
 
 
3. 
 
 
 
 
 
4. 
 
 
5. 
 
6. 
 
 
 
 
 
7. 
 
 
 
 
 

Zu 2.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die Aussage ist korrekt, der artenschutzrechtliche Fachbeitrag wird dahingehend ange-
passt, dass brachliegendes Ackerland gefolgt von Gewerbebetrieben an die Planung an-
grenzen. Die betroffene Ausgleichsfläche auf Flurstück 481 der Flur 4 Gemarkung Wester-
feld wird bei der Ausgleichsplanung hinreichend berücksichtigt. Die weiteren Hinweise wer-
den zur Kenntnis genommen. 
 
Zu 3.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
An der vorgesehenen Pflanzung einer Baumreihe festgehalten, da diese – anders als eine 
Hecke – zur Durchgrünung, Aufenthaltsqualität und offenen Gestaltung des Wohnumfelds 
beiträgt. Eine Hecke würde an dieser Stelle eher eine trennende Wirkung entfalten. 
Im weiteren Planungsverlauf wird geprüft, ob eine standortangepasste Auswahl robuster 
Baumarten oder eine Kombination mit Blühsträuchern sinnvoll ist, um Pflege und Nutzungs-
anforderungen besser in Einklang zu bringen. 
 
Zu 4.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Grundsätzlich ist die Aussage richtig, die Festsetzung wird auf max. 2.700 Kelvin reduziert. 
Eine anlasslose Gartenbeleuchtung wird im Eigenverantwortungsbereich der jeweiligen 
Grundstücksbesitzer gesehen und nicht im Bebauungsplan festgesetzt. 
 
Zu 5.: Der Anregung wird entsprochen. 
In den Bebauungsplan-Entwurf wird eine entsprechende Festsetzung aufgenommen:  
Auf jedem Grundstück ist eine Fläche von mindestens 3 m² als naturnaher Bereich („Wilde 
Ecke“) anzulegen und dauerhaft in extensiver Pflege zu belassen (z. B. Wildstauden, Tot-
holz, Steinhaufen, Sukzessionsfläche). 
 
Zu 6.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Der Hinweis auf die zunehmende Häufigkeit von Starkregenereignissen und die damit ver-
bundenen Risiken für angrenzende Bereiche, insbesondere im Umfeld der Retentionsfläche 
des Eisenbaches, wird zur Kenntnis genommen 
Fachlich ist jedoch klarzustellen, dass die Ursache für Überflutungen bei Starkregenereig-
nissen nicht in einer Überlastung der Kanalisation im engeren Sinne liegt, da diese Systeme 
– entsprechend den allgemein anerkannten Regeln der Technik – auf eine Planungsjähr-
lichkeit von 3 bis 5 Jahren ausgelegt sind und bei außergewöhnlichen Starkregenereignis-
sen ohnehin nicht alle Wassermengen aufnehmen können. Die auftretenden Wassermas-
sen stammen in solchen Fällen überwiegend aus den natürlichen Einzugsgebieten (z. B. 
oberflächennahem Zufluss aus Hanglagen), nicht aus dem Kanalnetz selbst. 
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Die Möglichkeit, im Plangebiet eine flächenhafte Versickerung des anfallenden Nieder-
schlagswassers umzusetzen, wurde im Rahmen eines geotechnischen Gutachtens geprüft. 
Aufgrund der dort festgestellten ungünstigen Bodenverhältnisse (geringe Durchlässigkeit) ist 
eine flächige Versickerung nicht realisierbar. Aus diesem Grund erfolgt die Entwässerung 
über ein Trennsystem mit gedrosselter Einleitung in ein vorhandenes Regenrückhaltesys-
tem. Die Bemessung erfolgt unter Einhaltung der wasserrechtlichen Vorgaben. 
Die Vorgaben werden im Zuge der parallel zur Bauleitplanung durchgeführten Entwässe-
rungsplanung berücksichtigt. 
 
 
Zu 7.: Der Anregung wird wie folgt entsprochen: 
Zur Entwurfsfassung wird die Bilanz entsprechend des Planungsfortschritts überarbeitet und 
angepasst. Die Bestandsbewertung wird entsprechend dem rechtlichen Voreingriffszustand 
geprüft und falls erforderlich angepasst.  
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8. 
 
 
 
9. 
 
 
10. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Zu 8.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die Festsetzung von Zisternen im Bebauungsplan ist möglich. Hier gilt jedoch die aktuelle, 
letztes Jahr erneuerte Zisternensatzung der Stadt Neu-Anspach. 
Die konkrete Nutzung des gespeicherten Regenwassers – etwa im Rahmen eines Haus-
wasserwerks – kann jedoch nicht verbindlich festgesetzt werden und ist auch nicht in allen 
Fällen technisch oder wirtschaftlich sinnvoll. Eine verpflichtende Nutzung als Brauchwasser 
scheidet daher aus. 
 
Zu 9.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Der Hinweis auf die fehlende Darstellung des Fußwegs wird zur Kenntnis genommen. Der 
Weg wurde im Rahmen der Planung nicht übersehen, sondern bewusst – u.a. aus Gründen 
der Sicherheit und der Rücksichtnahme auf bestehende Nachbarschaften – nicht festge-
setzt. 
Im Zuge der Abstimmung mit den Anliegern im Rahmen einer Bürgerinformationsveranstal-
tung am 11.03.2025 wurde ein Kompromiss gefunden: Das Baufenster wird künftig einen 
Abstand von 5 m zur östlichen Grundstücksgrenze einhalten. Um eine ausreichende Be-
baubarkeit zu sichern, wird der Abstand zur Straße gleichzeitig von 6 m auf 5 m reduziert. 
Damit bleibt die fußläufige Durchlässigkeit zwar eingeschränkt, die Belange der angrenzen-
den Grundstücke und der künftigen Nutzbarkeit werden aber angemessen berücksichtigt. 
 
 
Zu 10.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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1. 
 
 
 
 
 
 
2. 
 
 
 
 
 
 
 
 

Deutsche Telekom Technik GmbH (25.11.2024) 
 
 
Beschlussempfehlung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Im Rahmen der Koordinierungsplanung werden alle Leitungsverläufe im Bestand ermittelt 
und gegebenenfalls durch Dienstbarkeiten zugunsten der Versorgungsträger gesichert, 
sofern diese künftig außerhalb der öffentlichen Verkehrsanlagen verlaufen sollten. 
 
 
Zu 2.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Deutsche Telekom Technik GmbH wird frühzeitig in die Ausführungs- und Koordinie-
rungsplanung einbezogen, um gemeinsam eine Lösung zu finden, die von allen Beteiligten 
mitgetragen werden kann. 
 
Angesprochen ist hier der Vollzug des Bebauungsplanes, so dass das vorliegende Aufstel-
lungsverfahren ohne Zeitversatz fortgeführt werden kann. 
 

eschade
Hervorheben
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/Anlage 
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1. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Eisenbahn-Bundesamt, Außenstelle Frankfurt/Saarbrücken (02.12.2024) 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 

eschade
Hervorheben
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2. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Zu 2.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Das Regierungspräsidium Darmstadt wurde an dem vorliegenden Aufstellungsverfahren 
beteiligt. Der angesprochene Fachdienst hat keine Stellungnahme abgegeben. Ungeachtet 
dessen wird es im weiteren Verfahren im Rahmen der Behördenbeteiligung nach § 4 Abs. 2 
BauGB beteiligt. 
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1. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2. 
 
 
 
 
 
 

Hessen Mobil, Straßen- und Verkehrsmanagement, Wiesbaden (27.11.2024) 
 
 
Beschlussempfehlung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.: Der Hinweis auf die grundsätzliche Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 2.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 

eschade
Hervorheben
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3. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Zu 3.: Der Anregung wird entsprochen. 
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1. 
 
 
 
2. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Landratsamt Hochtaunuskreis, Umwelt, Naturschutz und Bauleitplanung (10.12.2024) 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.: Der Hinweis wird zustimmend zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Zu 2.: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
Die Zusammenfassung ist zutreffend. 
 
 
 
 
 
 

eschade
Hervorheben
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3. 
 
 
 
 
4. 
 
 
 
 
 
 
 
 
5. 
 
 
 
 
 
6. 
 
 
 
7. 
 
 
 
8. 
 
 
 
 
9. 
 
 
 

Zu 3.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen, 
die Stadt Neu-Anspach hat einen entsprechenden Antrag beim Regionalverband gestellt. 
Die frühzeitigen Beteiligungsverfahren sind auch hier abgeschlossen. Die Änderung des 
RegFNP erfolgt im Parallelverfahren. 
 
Zu 4.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen, 
Die Inanspruchnahme erfolgt vor dem Hintergrund eines belegbaren Wohnraumbedarfs, der 
in den Unterlagen zum Bebauungsplan nachvollziehbar dargelegt wurde (§ 1a BauGB). 
Im Sinne einer sparsamen Flächennutzung wird das Ziel einer erhöhten Bebauungsdichte 
innerhalb des Geltungsbereichs unterstützt. Mit der angestrebten Dichte von 42 Wohnein-
heiten pro Hektar liegt die Planung im Rahmen der Vorgaben der Regionalplanung für ver-
städterte Bereiche und überschreitet die Werte der vorhergehenden Planungen (35 WE/ha) 
deutlich.  
 
Zu 5.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen, 
Bezüglich der Erschließungssituation und der verkehrlichen Belange wird bestätigt, dass die 
Michelbacher Straße sowie der daran anschließende Wirtschaftsweg auch weiterhin für die 
landwirtschaftliche Nutzung zur Verfügung stehen sollen. Die Umsetzung als verkehrsberu-
higter Bereich schließt eine Nutzung durch landwirtschaftlichen Verkehr nicht aus. Die 
Durchfahrt muss für Fahrzeuge bis 3 m Breite gewährleistet sein. Es ist nicht beabsichtigt, 
die Wege durch bauliche Elemente wie Poller zu unterbrechen. Hinweise zur Sicherstellung 
eines reibungslosen Begegnungsverkehrs werden in der weiteren Detailplanung geprüft. 
 
Zu 6.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen, 
Hinsichtlich der Eingriffs-/Ausgleichsbilanz ist vorgesehen, Ausgleichsmaßnahmen soweit 
möglich innerhalb des Plangebiets zu realisieren. Der Hinweis, zur Vermeidung zusätzlicher 
Flächeninanspruchnahme auf Ökokontomaßnahmen zurückzugreifen, wird geprüft und in 
den weiteren Planungsverlauf einbezogen. 
 
Zu 7.: Der Hinweis auf die grundsätzliche Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis 
genommen, 
Zu 8.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Zu 9.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und wie folgt berücksichtigt: 
Für den Entwurf wird in Abstimmung mit der UNB des Hochtaunuskreises neben dem ar-
tenschutzrechtlichen Ausgleich der Planung, auch der funktionale Verlust der rechtskräfti-
gen Ausgleichsfläche des Bebauungsplans „Gewerbegebiet am Kellerborn, 2. Bauabschnitt“ 
berücksichtigt. Hierbei werden auf rd. 1,8 ha Maßnahmen zur Entwicklung eines Extensi-
vackers nach dem Prinzip der „Feldflurarche Hochtaunus“ zur Förderung von Feldlerche 
und Rebhuhn umgesetzt.
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10. 
 
 
 
11. 
 
 
 
 
 
12. 
 
 
13. 
 
 
 
 
14. 
 
 
15. 
 
 
 
 
 
 
16. 
 
 
 
17. 
 

 
Zu 10.: Der Anregung wird entsprochen. 
Die Ausführungen zur 1. Änderung des Bebauungsplans „Gewerbegebiet Am Kellerborn, 2. 
BA“ werden überarbeitet. Es wird klargestellt, dass die 1. Änderung bislang keine Rechts-
kraft erlangt hat und somit der rechtsverbindliche Bebauungsplan „Gewerbegebiet Am Kel-
lerborn, 2. BA“ aus dem Jahr 2014 als aktuell gültige planungsrechtliche Grundlage anzu-
sehen ist. 
Die Darstellung in der Begründung (S. 10, 1. Absatz) sowie im Umweltbericht (S. 15) wird 
entsprechend korrigiert. Ergänzend wird in der Überarbeitung auf die im rechtskräftigen 
Bebauungsplan festgesetzte artenschutzrechtliche Ausgleichsfläche hingewiesen. 
 
Zu 11.: Der Anregung wird entsprochen. 
Im Rahmen der vorliegenden Planung wurde dieser Aspekt berücksichtigt. Die für Kompen-
sationsmaßnahmen vorgesehene Fläche, die teilweise im Bereich des Vorbehaltsgebiets 
liegt, wird überwiegend nicht baulich in Anspruch genommen. Es verbleibt ein offener Korri-
dor mit einer Breite von rund 60 Metern, über den die klimatische Ausgleichsfunktion wei-
terhin gewährleistet werden kann. Dieser Korridor trägt zur Sicherung des Kalt- und Frisch-
luftflusses in den angrenzenden Siedlungsraum bei. 
Zudem erfolgen die erforderlichen klimatischen Bewertungen im Zuge des Umweltberichts, 
der unter anderem das Schutzgut Klima detailliert prüft. Eine entscheidende Beeinträchti-
gung der Kalt- und Frischluftbildung bzw. -leitung ist nach aktuellem Stand nicht zu erwar-
ten. 
 
Zu 12.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen, er ist zutreffend. 
Die fortschreitende Straßenplanung zeigt, dass aufgrund der örtlichen Situation eine Pflan-
zung von Straßenbäumen in den verkehrsberuhigten Bereichen vollständig entfallen muss.  
 
Zu 13.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen, er ist zutreffend. 
In der Beispielrechnung lag ein Fehler vor. Diese wird zum Entwurf des Bebauungsplans hin 
in der Begründung entsprechend angepasst. 
 
Zu 14.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen, er ist zutreffend. 
 
 
 
 
[Zu 15. bis 17. vgl. folgende Seite] 
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Zu 15. und 16.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen, er ist zutreffend. 
Die Eingriffs- Ausgleichsbilanz wird entsprechend angepasst. Zum KV-Typ 02.500 zählen 
neben Sträuchern auch Bäume als Gehölze. Die bisherige Formulierung in Festsetzung 
A.8.2 zur Begrünung der Grundstücksfreifläche ist unpräzise und könnte zu Missverständ-
nissen im Hinblick auf die Anforderungen gemäß Hessischer Bauordnung (HBO) sowie auf 
die Systematik der Eingriffs-/Ausgleichs-Bilanz führen. 
Ziel der Festsetzung ist es, eine qualifizierte Begrünung der Grundstücksfreiflächen sicher-
zustellen – insbesondere durch Gehölze. Die Differenzierung in den Bezugspunkten der 
Festsetzung einerseits und der Ausgleichs-Bilanz andererseits wird aufgegriffen und im 
weiteren Verfahren vereinheitlicht. 
Die Formulierung wird entsprechend angepasst und konkretisiert. 
 
 
Zu 17.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Dachgestaltung soll sich in das gewachsene Ortsbild einfügen. Aus diesem Grund be-
rücksichtigt die Festsetzung B.1.2 bereits die in der Umgebung vorherrschenden Farbtöne – 
insbesondere Ziegelrot und ergänzend Anthrazit – als gestalterische Vorgabe. Helle oder 
untypische Farben wie Hellgrau sind vor dem Hintergrund der ortsbildprägenden Wirkung 
nicht gewünscht und sollen weiterhin ausgeschlossen bleiben. 
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Zu 18.: Der Anregung wird entsprochen. 
Die Darstellungen des Landschaftsplans werden unter Punkt 2.4 des Umweltberichts zum 
Entwurf dargelegt.  
 
Zu 19.: Der Anregung wird entsprochen. 
Die Festsetzungen werden dahingehend angepasst, dass eine Düngung auf den Grün- und 
Kompensationsflächen unzulässig ist.  
 
Zu 20.: Der Anregung wird entsprochen. 
Der Bebauungsplan trifft bereits Festsetzungen hinsichtlich der Beleuchtung. Das Einbrin-
gen einer strengeren Ausrichtung der Vermeidungsmaßnahme/Festsetzung entsprechend § 
35 HeNatG wurde geprüft und findet ggf. Eingang zur Entwurfsoffenlage. 
 
Zu 21.: Der Anregung wird entsprochen. 
Die Bilanz im Umweltbericht wird dahingehend zur Entwurfsoffenlage angepasst. 
 
Zu 22.: Der Anregung wird gefolgt. 
Es folgt eine erneute Prüfung der Zuordnung der Flächen in der Bilanz und ggf. eine Anpas-
sung zur Entwurfsoffenlage. 
 
Zu 23.: Der Anregung wird gefolgt. 
Die Unterlagen werden entsprechend angepasst. Es erfolgt eine Anpassung der Pflanzqua-
litäten dahingehend, dass mind. 16 cm Stammumfang erforderlich sind. Eine Anrechnung 
von 3 m² pro Baum sind nach der Kompensationsverordnung (2018) bei einem Stammum-
fang von 16 cm bis unter 20 cm zulässig. 
 
Zu 24.: Der Anregung wird gefolgt. 
Die fortschreitende Straßenplanung zeigt, dass aufgrund der örtlichen Situation eine Pflan-
zung von Straßenbäumen in den verkehrsberuhigten Bereichen vollständig entfallen muss. 
Die Bilanz wird entsprechend angepasst. 
 
Zu 25.: Der Anregung wird gefolgt. 
Es handelt sich hierbei um einen Fehler in der Bilanztabelle, in der Berechnung wurden 12 
Bäume berücksichtigt. Die Tabelle wird dahingehend zur Entwurfsoffenlage angepasst.  
 
Zu 26.: Der Anregung wird gefolgt. 
In Abstimmung mit der UNB des Hochtaunuskreises wird zum Entwurf der KV-Typ. 11.221 
für die Grünfläche herangezogen. Die Bilanz wird entsprechend der Kompensationsverord-
nung angepasst. 
[Zu 27 und 28 vgl. folgende Seite]
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Zu 27.: Der Anregung wird gefolgt. 
 
Zu 28.: Der Anregung wird nicht gefolgt.  
In Rückgriff auf bestehende Daten aus 2018 bestätigt sich die grundsätzliche Validität der 
Untersuchung. Für viele Arten kommt es zu kongruenten Ergebnissen. 
Einzig für die Arten "Sumpfrohrsänger" und "Kuckuck", die 2018 festgestellt wurden, kann 
es aufgrund fehlender Maitermine zum Ausbleiben von Nachweisen gekommen sein. Da die 
Habitate nach wie vor geeignet sind, werden diese beiden Arten als potentielle Brutvögel in 
den artenschutzrechtlichen Fachbeitrag mit aufgenommen. Die Daten aus 2013 werden 
aufgrund des zeitlichen Abstands als nicht mehr relevant betrachtet. 
 
Zu 29.: Dem Hinweis wird gefolgt.  
Die entsprechenden Arten werden im Einzelnen geprüft und der artenschutzrechtliche 
Fachbeitrag dahingehend angepasst. 
 
Zu 30.: Der Anregung wird gefolgt. 
Dem weitgehenden Funktionsverlust der rechtskräftigen Ausgleichsfläche wird zugestimmt. 
Den Aussagen bzgl. der unzureichenden Umsetzung der Ausgleichsmaßnahme des rechts-
kräftigen Bebauungsplans werden zur Kenntnis genommen. Im Rahmen der Ausgleichspla-
nung des Bebauungsplans „Westerfeld West, 3 – 5 Bauabschnitt“ werden umfangreiche 
Ausgleichsmaßnahmen in Abstimmung mit der UNB festgesetzt, welche neben dem arten-
schutzrechtlichen Ausgleich auch den Verlust der rechtskräftigen Ausgleichsfläche berück-
sichtigen. Hierfür werden auf rd. 1,8 ha Maßnahmen zur Entwicklung eines Extensivackers 
nach dem Prinzip der „Feldflurarche Hochtaunus“ zur Förderung von Feldlerche und Reb-
huhn umgesetzt. Die Maßnahme wird durch ein fünfjähriges Monitoring begleitet, um des-
sen Umsetzung und Pflege zu gewährleisten. Durch die Maßnahme können die funktionalen 
Ansprüche der rechtskräftigen Ausgleichsfläche, welche weitestgehend nicht erbracht wur-
den, anderweitig vollständig erfüllt werden.  
 
Zu 31.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
Es ist zu erwarten, dass die neuen Anwohner das Umfeld der Planung als Erholungsraum 
nutzen. In Relation zur vorherigen Nutzung durch Arbeitnehmer des umliegenden Gewer-
begebiets und Einwohner des vorhandenen Siedlungsraums, lässt sich keine erhebliche 
Veränderung des Nutzungsdrucks zum Vorzustand erkennen. 
Die Ausgestaltung und Lage der Ausgleichflächen erfolgte in enger Abstimmung mit der 
Unteren Naturschutzbehörde. Der Aussage das fünf Feldlerchenreviere betroffen sind wird 
widersprochen, in den artenschutzrechtlichen Untersuchungen von 2024 konnte nur ein 
Feldlerchenrevier im Wirkraum festgestellt werden. Reviererfassungen aus dem Jahr 2014 
werden aufgrund des langen zeitlichen Abstands nicht berücksichtigt. 
[Zu 32. bis 35. vgl. folgende Seite]
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Zu 32.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Das Artenschutzkonzept, welches in Verbindung mit den Bebauungsplänen „Heisterbach-
straße 4. BA2 und „Gewerbegebiet Am Kellerborn, 1. Änderung und Erweiterung“ vorliegt, 
ist auf folgender Seite unter „Artenschutzkonzept“ abzurufen: 
https://www.neu-anspach.de/bauen-umwelt/stadtentwicklung-
stadtplanung/bebauungsplaene/rechtskraeftige-bebauungsplaene/gewerbegebiet-am-
kellerborn-1-ba-1-aenderung/ 
Eine Einarbeitung der im Zuge dieses Bebauungsplans beschlossenen Maßnahmen und 
Flächen erfolgt im weiteren Austausch mit der Stadt und ist nicht Inhalt des Bebauungs-
planverfahrens. 
 
Zu 33.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es wird kein Anpassungsbedarf 
gesehen. 
Wie im artenschutzrechtlichen Fachbeitrag beschrieben, wird das Plangebiet wahrscheinlich 
zur Jagd von der Zwergfledermaus aufgesucht. Potenzielle Quartiere sind im Eingriffsbe-
reich nicht vorhanden. Durch die Planung der öffentlichen und privaten Grünflächen, sowie 
dem Erhalt und der Neuschaffung von Hausgärten bleiben Leitlinien und Strukturen für die 
Jagd erhalten, sodass ein Eintreten von artenschutzrechtlichen Verbotstatbeständen im 
Hinblick auf Fledermäuse ausgeschlossen wird. Es wird kein weiterer Handlungsbedarf 
gesehen.  
 
Zu 34.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
 
Zu 35.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
und in die Empfehlungen aufgenommen.  
 

https://www.neu-anspach.de/bauen-umwelt/stadtentwicklung-stadtplanung/bebauungsplaene/rechtskraeftige-bebauungsplaene/gewerbegebiet-am-kellerborn-1-ba-1-aenderung/
https://www.neu-anspach.de/bauen-umwelt/stadtentwicklung-stadtplanung/bebauungsplaene/rechtskraeftige-bebauungsplaene/gewerbegebiet-am-kellerborn-1-ba-1-aenderung/
https://www.neu-anspach.de/bauen-umwelt/stadtentwicklung-stadtplanung/bebauungsplaene/rechtskraeftige-bebauungsplaene/gewerbegebiet-am-kellerborn-1-ba-1-aenderung/
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Zu 36 und 37: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Es wird darauf hingewiesen, dass es sich bei dem derzeit vorliegenden Stand um einen 
Vorentwurf und somit eine frühzeitige Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung gemäß § 3 
Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB handelt. Ziel dieser Beteiligungsstufe ist die Unterrichtung 
über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung sowie die frühzeitige Anhörung zu den 
erkennbaren Auswirkungen der Planung, insbesondere auch im Hinblick auf Umweltbelan-
ge. Detaillierte Einzelregelungen sind zu diesem Verfahrenszeitpunkt nicht erforderlich. 
Wie in der Begründung dargelegt, wird das Verfahren in einem zweistufigen Regelverfahren 
durchgeführt. Eine förmliche Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Träger öffentlicher 
Belange gemäß §§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB erfolgt im weiteren Verfahrensgang auf 
Grundlage des ausgearbeiteten Bebauungsplan-Entwurfs mit vollständigen Planunterlagen 
und Festsetzungen. 
Die Hinweise aus der frühzeitigen Beteiligung werden in die weitere Bearbeitung einbezo-
gen. 
Angemerkt sei, dass im weiteren Planungsverlauf von der Errichtung von Kettenhäusern 
abgesehen wird. 
 
Zu 38. Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Angewendet wird hier die gegenwärtig geltende Baunutzugsverordnung.  
 
Zu 39. Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Wie in der Begründung zum Bebauungsplan ausgeführt, befindet sich die Straßenplanung 
derzeit in Bearbeitung. Im Zuge dieser Planung wird auch ein Deckenhöhenplan erstellt, der 
nach Abschluss Eingang in den Bebauungsplan-Entwurf finden wird. Die Festsetzung der 
Höhenentwicklung erfolgt damit auf Grundlage fest definierter Bezugspunkte, sodass im 
weiteren Verfahren eine eindeutige und rechtssichere Höhenfestlegung gewährleistet ist. 
Die Formulierung im Vorentwurf („wird im Laufe der fortschreitenden Planung konkretisiert“) 
spiegelt lediglich den aktuellen Zwischenstand wider und wird im Rahmen der förmlichen 
Offenlage durch präzise Angaben ersetzt. Eine individuelle spätere Einmessung durch die 
Bauherrschaft ist nicht vorgesehen. Die Höhenangaben werden als Bestandteil des rechts-
kräftigen Bebauungsplans planungsrechtlich verbindlich festgesetzt. 
Die Hinweise zur bauordnungsrechtlichen Umsetzbarkeit (z. B. nach § 64 HBO) werden in 
diesem Zusammenhang berücksichtigt. Ziel ist es, mit dem Bebauungsplan-Entwurf die 
Voraussetzungen für eine unmittelbare Genehmigungsfähigkeit zu schaffen. 
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Zu 40. Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Grundsätzlich richtet sich die Zulässigkeit von Nebenanlagen nach § 14 BauNVO. Danach 
sind Nebenanlagen allgemein zulässig, sofern sie dem Hauptzweck der Nutzung unterge-
ordnet sind und sich in die Eigenart des Baugebiets einfügen. Dies umfasst z. B. Gewächs-
häuser, Kompostanlagen, Kinderspielgeräte, kleinere Wasserbecken oder auch Müllton-
nenunterstände. 
Die textliche Festsetzung in Punkt 5.2 beschränkt sich lediglich auf die großvolumigen Ne-
benanlagen wie freistehende Gerätehütten oder Gartenlauben. Diese werden aus städte-
baulichen Gründen in ihrer Größe begrenzt (max. 30 m³ umbauter Raum einschließlich 
überdachtem Freisitz). Eine weitergehende Einschränkung auf bestimmte Typen von Ne-
benanlagen ist damit nicht verbunden. 
Zur Klarstellung wird die Begründung ergänzt, dass alle nach § 14 BauNVO allgemein zu-
lässigen Nebenanlagen erlaubt sind, soweit keine gesonderten Regelungen im Bebauungs-
plan getroffen wurden. Die Festsetzung beschränkt sich ausschließlich auf die Größenbe-
grenzung einzelner, typischer Bauformen. 
 
Zu 41. Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Er ist eindeutig zutreffend. Die Begründung wird angepasst.  
 
Zu 42. Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen, die Einschätzung wird nicht 
geteilt. 
Ziel der Festsetzung ist es, die städtebaulich angestrebte Maßstäblichkeit der Bebauung zu 
sichern und gleichzeitig ein gewisses Maß an Flexibilität bei der konkreten Grundstücksbil-
dung zu ermöglichen – insbesondere im Hinblick auf besondere Lagen oder abweichende 
Bebauungstypen. 
Die in der Festsetzung genannten Ausnahmen – etwa für Endgrundstücke, Ecklagen oder 
Baugrundstücke mit Geschosswohnungsbau – sollen keine Einzelfallentscheidung im Sinne 
eines gesonderten Ausnahmeantrags im Baugenehmigungsverfahren erforderlich machen. 
Vielmehr dienen sie dazu, bereits im Rahmen der verbindlichen Planung ein Handlungs-
spielraum für typische Sonderkonstellationen zu eröffnen, wie sie bei Grundstücksteilungen 
oder in der Umsetzung von Geschosswohnungsbau häufig vorkommen. 
 
Dass keine Mindestanzahl an Wohneinheiten im WA 4 und WA 5 festgesetzt ist, ist bewusst 
so vorgesehen. Die Festsetzung soll nicht restriktiv wirken, sondern einen Rahmen setzen, 
der sowohl eine differenzierte Einfamilien- wie auch eine verdichtete Mehrfamilienhausbe-
bauung ermöglicht. 
Zur besseren Verständlichkeit wird geprüft, ob die Erläuterung in der Begründung entspre-
chend ergänzt werden kann. Eine Änderung der Festsetzung selbst ist nicht erforderlich. 
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Zu 43. Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Festsetzung in Ziffer 4.3 wird dahingehend ergänzt, dass die Berechnungen immer 
darzulegen sind, d.h. bei Genehmigungsfreistellung wie auch bei einem Bauanzeigeverfah-
ren. Die vorgesehenen Ausnahmen für Gemeinschaftsgrundstücke nach WEG dienen – wie 
die übrigen Ausnahmeregelungen – dazu, schon bei der verbindlichen Planung typischen 
Konstellationen (z. B. WEG-Grundstücksteilung) Rechnung zu tragen und einen flexiblen 
Vollzug zu ermöglichen. 
 
Zu 44. Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Kritik an der Formulierung zur „Ergänzung der Dachbegrünung durch Solar‑ und 
PV‑Anlagen“ ist nachvollziehbar. In der Praxis sollen Dachbegrünung und PV‑Module nicht 
gegeneinander ausgespielt, sondern sinnvoll kombiniert werden, da sich beide Systeme 
gegenseitig sogar ergänzen: Eine extensive Begrünung kühlt die Module, verbessert deren 
Wirkungsgrad und erhöht die Dachdichtheit, während die Module als Regenschutz dienen. 
Um sicherzustellen, dass bei großer PV‑Flächenabdeckung die Vegetation nicht verloren 
geht, wird im Bebauungsplan-Entwurf klarer definiert, u.a.: 
- Welcher Mindestanteil der Dachfläche dauerhaft begrünt sein muss, 
- Wie Modulunterkonstruktionen und Wartungswege auszubilden sind, damit die Vege-

tation darunter ungestört verbleibt, 
Die prozentuale Regelung vermeidet den subjektiven Gestaltungswillen und schafft Rechts-
sicherheit. Die Festsetzung wird angepasst und konkretisiert. 
 
Zu 45. Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die mögliche Konfliktanfälligkeit bei abweichender Bauausführung oder zeitlich versetzter 
Umsetzung ist nachvollziehbar. 
Gleichwohl verfolgt die Festsetzung ein klares städtebauliches Ziel: Sie soll sicherstellen, 
dass zusammengehörige Gebäudeeinheiten – insbesondere Doppelhäuser und Hausgrup-
pen – auch optisch als Einheit wahrgenommen werden und nicht durch uneinheitliche Ge-
staltung in Dachform, Materialien oder Farben auseinanderfallen. Dies trägt zur gestalteri-
schen Ordnung und zur Aufwertung des Straßenbilds bei und entspricht bewährter Pla-
nungspraxis in Neubaugebieten. 
Die Regelung bedeutet nicht, dass der „erste Bauherr“ gestalterisch alles vorgibt. Vielmehr 
ist die Einheitlichkeit planungsrechtlich festgelegt und bei allen betroffenen Bauvorhaben im 
jeweiligen Genehmigungsverfahren zu beachten. 
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Sie erfordert die Abstimmung der beteiligten Bauherren untereinander – ähnlich wie es auch 
bei gemeinsam genutzten Zufahrten oder Grenzbebauungen erforderlich ist. 
Erfahrungsgemäß kann eine solche Abstimmung durch frühzeitige Beratung und klare Vor-
gaben im Bebauungsplan begleitet werden.  
Aus diesen Gründen wird an der Festsetzung festgehalten. Eine Überarbeitung zur sprach-
lichen Klarstellung, insbesondere hinsichtlich der Abstimmungspflicht und der praktischen 
Umsetzung, wird geprüft. 
 
Zu 46. Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Festsetzung verfolgt das Ziel, erhebliche Geländeveränderungen zu begrenzen, um 
eine Anpassung an die natürliche Topographie sicherzustellen und negative Auswirkungen 
auf Nachbargrundstücke oder das Straßenbild zu vermeiden. Dabei soll eine gewisse Flexi-
bilität erhalten bleiben, um kleinere Geländeanpassungen im Zuge der Bebauung zu ermög-
lichen. 
Die Kritik an der Formulierung „Beeinträchtigung der Geländeverhältnisse“ ist nachvollzieh-
bar, da sie eine subjektive Auslegung zulassen könnte. Eine klarere Fassung der Regelung 
wird daher geprüft, um eine eindeutige, objektiv überprüfbare Handhabung sicherzustellen. 
Eine vollständige Streichung wird nicht empfohlen, da eine ungeregelte Höhenentwicklung 
von Grundstücken zu erheblichen Konflikten führen kann. 
 
Zu 47. Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
und redaktionell angepasst. 
 
 
 
 



 

Stadt Neu Anspach: Bebauungsplan „Westerfeld West, 3 – 5 Bauabschnitt“ – Abw. § 3(1) und § 4(1) BauGB 
 

 

29 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1.  
 
 
2. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

NRM Netzdienste Rhein-Main GmbH (19.11.2024) 
 
 
Beschlussempfehlung 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.: Der Hinweis auf die grundsätzliche Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
Zu 2.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
und zur Berücksichtigung bei Bauplanung und Ausführung in die Begründung zum Bebau-
ungsplan aufgenommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

eschade
Hervorheben
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Herrn Berthold Götz, Ortslandwirt, Hauptstraße 20, 61267 Neu-Anspach (23.08.2024 
 
 
Beschlussempfehlung 
 
 
 
 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
Die Bedeutung der Feldwegeparzellen 67/2 und 142/1 für die landwirtschaftliche Nutzung ist 
der Stadt Neu-Anspach bekannt. Die Wege stellen wichtige Verbindungen für den landwirt-
schaftlichen Verkehr dar, insbesondere im Hinblick auf die Befahrbarkeit mit landwirtschaft-
lichen Fahrzeugen mit einer Breite von bis zu 3 Metern. 
Die Stadt wird im weiteren Planungsverlauf darauf achten, dass die Nutzbarkeit dieser We-
ge für die Landwirtschaft dauerhaft erhalten bleibt. Dies gilt insbesondere für die Anbindung 
der Feldwege an die Michelbacher Straße. Um Nutzungseinschränkungen durch parkende 
Fahrzeuge zu vermeiden, wird geprüft, ob ordnungspolizeiliche Maßnahmen – etwa durch 
die Anordnung entsprechender Halte- oder Parkverbote – erforderlich sind. 
Die Anregung wird in die weiteren Planungsüberlegungen einbezogen. Eine Einschränkung 
der landwirtschaftlichen Nutzbarkeit der genannten Wege ist nicht beabsichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

eschade
Hervorheben
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Regierungspräsidium Darmstadt, Dez. III 31.2 (11.10.2024) 
 
 
Beschlussempfehlung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
Die Zusammenfassung ist zutreffend. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

eschade
Hervorheben
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Zu 2.: Die Hinweise werden zustimmend zur Kentnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 3.: Dem Hinweis wird entsprochen.  
Die Änderung des RegFNP erfolgt im Parallelverfahren. 
 
Zu 4.: Der Hinweis auf die grundsätzliche Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 
 
 
Zu 5.: Der Hinweis auf die grundsätzliche Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
Zu 6.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Der Stadt Neu-Anspach sind ebenfalls keine Altlasten oder Altablagerungen bekannt.  
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7. 
 
 
 
 
 
8. 
 
 
 
 
 
 
9. 
 
 
10. 
 
 
 
 
 
11. 
 
 
 
 
12. 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
Zu 7.: Der Hinweis auf die grundsätzliche Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 
Zu 8.: Der Hinweis auf die grundsätzliche Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 
 
Zu 9: Der Hinweis auf die grundsätzliche Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
Zu 10.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Entwässerung im Trennsystem entspricht den Vorgaben des § 55 Abs. 2 WHG und ist 
gesetzlich vorgeschrieben. Eine zusätzliche Festsetzung im Bebauungsplan ist daher nicht 
erforderlich und bauplanungsrechtlich nicht zulässig. Die Hinweise zu den Kapazitäten des 
Regenrückhaltebeckens und zur Prüfung einer Vorreinigung gemäß DWA-A 102-2 werden 
im weiteren technischen Verfahren berücksichtigt. 
 
Zu 11.: Dem Hinweis wird nicht gefolgt. 
Die Begrünung flach geneigter Dächer ist derzeit für die Baugebiete WA 4 und WA 5 vorge-
sehen, in denen eine größere bauliche Dichte und Gebäude mit Flachdächern oder flach 
geneigten Dachformen vorgesehen sind. Die Anregung zur Ausweitung der Dachbegrünung 
auf WA 1 bis WA 3 wird aus gestalterischen Gründen nicht übernommen. In diesen Berei-
chen sind geneigte Dächer zur Wahrung des ortsbildprägenden Erscheinungsbilds festge-
setzt. Flach geneigte Dächer – und damit die Festsetzung zur Begrünung – sind aus städte-
baulichen Gründen auf WA 4 und WA 5 beschränkt. 
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13. 
 
 
 
 
 
14. 
 
 
 
 
 
15. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
16. 
 
 
 
 
 
 

 
Zu 12.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Bereits in der Begründung des Bebauungsplans wird auf die beabsichtigte Entwässerung im 
Trennsystem, die wasserdurchlässige Gestaltung privater Flächen und die vorgesehene 
Nutzung von Zisternen zur Regenwasserrückhaltung und Gartenbewässerung hingewiesen. 
Diese Maßnahmen tragen bereits zur Reduzierung der Regenwassereinleitung bei. 
Die Möglichkeit zur weitergehenden Nutzung des Regenwassers – etwa zur Brauchwas-
sernutzung im Gebäude – ist aus wasserwirtschaftlicher Sicht begrüßenswert, kann jedoch 
nicht bauleitplanerisch festgesetzt werden. 
Die Entwässerungs- und Ver- und Entsorgungsplanung befindet sich derzeit in Bearbeitung. 
In diesem Zusammenhang werden auch Möglichkeiten zur Versickerung des Zisternenüber-
laufs sowie ergänzender Rückhaltemaßnahmen geprüft. Ergebnisse fließen im weiteren 
Verfahren in die Planung ein und werden ggf. durch entsprechende Hinweise in den Planun-
terlagen ergänzt. 
 
Zu 13.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Bzgl. der Entwässerungsplanung und der Nutzung des bestehenden RRB Am Kellerborn ist 
der beauftragte Planer bereits im direkten Kontakt mit dem Dez 41.3 und erarbeitet derzeit 
die technische Lösung dazu. Eine Änderung der Einleiteerlaubnis wird über die Stadt bean-
tragt. 
 
Zu 14: Der Hinweis auf die grundsätzliche Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
Zu 15: Der Hinweis auf die grundsätzliche Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 
 
 
Zu 16.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
und zur Berücksichtigung bei Bauplanung und -ausführung in die Begründung aufgenom-
men. 
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17. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
18. 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 17.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 18.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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19. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Zu 19.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Der Kampfmittelräumdienst wurde an dem vorliegenden Aufstellungsverfahren beteiligt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

Stadt Neu Anspach: Bebauungsplan „Westerfeld West, 3 – 5 Bauabschnitt“ – Abw. § 3(1) und § 4(1) BauGB 
 

 

37 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Regierungspräsidium Darmstadt KMRD (04.12.2024) 
 
 
Beschlussempfehlung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen  
und zu Berücksichtigung bei Bauplanung und -ausführung in die Begründung zum Bebau-
ungsplan aufgenommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

eschade
Hervorheben
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1. 
 
 
 
 
 
 
2. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Regionalverband Frankfurt Rhein Main (13.12.2024) 
 
 
Beschlussempfehlung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
Zu 2.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Der Umweltbericht berücksichtigt die Daten der SUP. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

eschade
Hervorheben
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Stadt Neu-Ansbach, Verwaltungsbehördenbezirk, Ordnungsbehördenbezirk Neu-Anspach 
(21.11.2024) 
 
 
Beschlussempfehlung 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die Unterscheidung zwischen der planungsrechtlichen Festsetzung im Bebauungsplan und 
der straßenverkehrsrechtlichen Anordnung nach StVO ist korrekt und wird im Verfahren 
beachtet. 
Die Festsetzung von Verkehrsflächen mit besonderer Zweckbestimmung „verkehrsberuhig-
ter Bereich“ im Bebauungsplan erfolgt auf Grundlage von § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB und dient 
der planungsrechtlichen Steuerung der angestrebten Erschließungsstruktur mit untergeord-
netem Kfz-Verkehr und hoher Aufenthaltsqualität. Sie dokumentiert die städtebauliche Ziel-
setzung und schafft den Rahmen für eine spätere Umsetzung. 
Die konkrete bauliche Ausgestaltung – insbesondere die niveaugleiche Ausbildung, Möblie-
rungselemente und markierte Stellflächen – erfolgt im Zuge der Ausführungsplanung der 
Verkehrsanlagen. Erst danach kann eine verkehrsrechtliche Anordnung gemäß § 45 StVO 
durch die zuständige Straßenverkehrsbehörde erfolgen. Die hierzu notwendigen Abstim-
mungen (z. B. mit Blick auf Einfahrten und Parkregelungen) werden im weiteren Verfah-
rensverlauf im Rahmen der Ausführungsplanung berücksichtigt. 
 
Eine Änderung der Festsetzung gleichwohl im Bereich der Fortführung der Michelbacher 
Straße. Hier wird eine „Verkehrsfläche“ festgesetzt, wohingehend die verbleibenden Stra-
ßen als „Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung; hier: Verkehrsberuhigter Bereich“ 
festgesetzt werden. Unmittelbare Auswirkungen auf die Ausführung hat das aus den o.g. 
Gründen jedoch keine.  
 
 
 
 
 
 

eschade
Hervorheben
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Syna GmbH (17.12.2024) 
 
 
Beschlussempfehlung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird wie folgt entsprochen: 
Im Bereich der Michelbacher Straße wird eine Fläche für die Errichtung einer Transformato-
renstation vorgesehen und im Bebauungsplan-Entwurf dargestellt. Diese liegt im Bereich 
der geplanten Energiezentrale. Diese wird zur Nahwärmeversorgung des Gebiets erforder-
lich.  
 
 
 
 
 

eschade
Hervorheben
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1. Anlieger der Eschbacher Straße, 61267 Neu-Anspach (17.12.2024) 
 
 
Beschlussempfehlung 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
Im Rahmen der Bürgerinformationsveranstaltung am 11.03.2025 wurde die Frage nach der 
Fortführung eines rückwärtigen Weges ausführlich erörtert. Dabei wurde dargelegt, dass 
aus städtebaulichen, sicherheitsrelevanten und wirtschaftlichen Gründen auf die Anlage 
eines solchen Weges verzichtet wird. Insbesondere die eingeschränkte Einsehbarkeit, das 
potenzielle Sicherheitsrisiko und der hohe Pflegeaufwand sprachen gegen eine Umsetzung. 
Zudem wurde klargestellt, dass die Funktion eines Rettungswegs in diesem Bereich nicht 
erforderlich ist. 
 
Als Ergebnis der Diskussion wurde ein Kompromiss gefunden: Zur bestehenden Wohnbe-
bauung im Osten wird das Baufenster um 5 m von der Grundstücksgrenze abgerückt, so-
dass ein größerer Abstand zur Nachbarbebauung geschaffen wird. Dieser Abstand dient der 
Verbesserung der Wohnqualität, Belichtung und Belüftung und trägt zur Berücksichtigung 
nachbarlicher Belange bei. 
 
Vor diesem Hintergrund wird der Vorschlag, einen rückwärtigen Durchgang analog zum 
ersten Bauabschnitt herzustellen, nicht in die Planung aufgenommen. Der gewählte Kom-
promiss stellt aus Sicht der Stadt eine ausgewogene Lösung zwischen Nutzbarkeit, Nach-
barschutz und Sicherheit dar. 
 

 

 

eschade
Hervorheben
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2. Herrn Karl Arnhold, Eschbacher Straße 24, 61267 Neu-Anspach (09.12.2024) 
 
 
Beschlussempfehlung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
Im Rahmen der Bürgerinformationsveranstaltung am 11.03.2025 wurde die Frage nach der 
Fortführung eines rückwärtigen Weges ausführlich erörtert. Dabei wurde dargelegt, dass 
aus städtebaulichen, sicherheitsrelevanten und wirtschaftlichen Gründen auf die Anlage 
eines solchen Weges verzichtet wird. Insbesondere die eingeschränkte Einsehbarkeit, das 
potenzielle Sicherheitsrisiko und der hohe Pflegeaufwand sprachen gegen eine Umsetzung. 
Zudem wurde klargestellt, dass die Funktion eines Rettungswegs in diesem Bereich nicht 
erforderlich ist. 
 
Als Ergebnis der Diskussion wurde ein Kompromiss gefunden: Zur bestehenden Wohnbe-
bauung im Osten wird das Baufenster um 5 m von der Grundstücksgrenze abgerückt, so-
dass ein größerer Abstand zur Nachbarbebauung geschaffen wird. Dieser Abstand dient der 
Verbesserung der Wohnqualität, Belichtung und Belüftung und trägt zur Berücksichtigung 
nachbarlicher Belange bei. 
 
Vor diesem Hintergrund wird der Vorschlag, einen rückwärtigen Durchgang analog zum 
ersten Bauabschnitt herzustellen, nicht in die Planung aufgenommen. Der gewählte Kom-
promiss stellt aus Sicht der Stadt eine ausgewogene Lösung zwischen Nutzbarkeit, Nach-
barschutz und Sicherheit dar. 
 
 

 
 

 

eschade
Hervorheben
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3. Herrn Karl Arnhold, Eschbacher Straße 24, 61267 Neu-Anspach (17.12.2024) 
 
 
Beschlussempfehlung 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
Der Hinweis auf die Wirkung der Gebäudehöhe und die angeregte Beibehaltung eines 
rückwärtigen Abstands zur Bestandsbebauung wird zur Kenntnis genommen. 
Im Gegensatz zum ersten Bauabschnitt sieht der aktuelle Bebauungsplanentwurf keine 
explizite Freifläche zwischen Neubauten und bestehender Bebauung vor. Die städtebauli-
che Dichte wurde im aktuellen Abschnitt angepasst, um den Vorgaben des Landesentwick-
lungsplans hinsichtlich der Wohneinheitenzahl pro Hektar zu entsprechen. Gleichzeitig 
wurde die maximale Gebäudehöhe auf zwei Vollgeschosse beschränkt – ein drittes Vollge-
schoss ist ausgeschlossen. Dies entspricht auch der Festsetzung im ersten Bauabschnitt. 
 
Im Rahmen der Bürgerinformationsveranstaltung am 11.03.2025 wurde das Thema erneut 
diskutiert. Als Reaktion auf die geäußerten Bedenken wurde ein Kompromiss gefunden: 
Das Baufenster wird zur östlichen Grundstücksgrenze auf einen Mindestabstand von 5 m 
zurückgesetzt. Dadurch wird der Abstand zur vorhandenen Bebauung deutlich vergrößert, 
ohne die bauliche Ausnutzung der Grundstücke wesentlich zu beeinträchtigen. 
 
Vor diesem Hintergrund wird dem Anliegen hinsichtlich der städtebaulichen Wirkung der 
Gebäudehöhe und des Abstands zur Nachbarbebauung Rechnung getragen. Eine zusätzli-
che Begrenzung der Gebäudehöhe oder ein Rückgriff auf die frühere Gestaltung des ersten 
Bauabschnitts ist daher nicht vorgesehen. 
 
 
 

 

 

 

 

 

 

eschade
Hervorheben
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4. Herrn u. Frau Eckhardt, Eschbacher Straße 26, 61267 Neu-Anspach (10.12.2024) 
 
 
Beschlussempfehlung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
Im Rahmen der Bürgerinformationsveranstaltung am 11.03.2025 wurde die Frage nach der 
Fortführung eines rückwärtigen Weges ausführlich erörtert. Dabei wurde dargelegt, dass 
aus städtebaulichen, sicherheitsrelevanten und wirtschaftlichen Gründen auf die Anlage 
eines solchen Weges verzichtet wird. Insbesondere die eingeschränkte Einsehbarkeit, das 
potenzielle Sicherheitsrisiko und der hohe Pflegeaufwand sprachen gegen eine Umsetzung. 
Zudem wurde klargestellt, dass die Funktion eines Rettungswegs in diesem Bereich nicht 
erforderlich ist. 
 
Als Ergebnis der Diskussion wurde ein Kompromiss gefunden: Zur bestehenden Wohnbe-
bauung im Osten wird das Baufenster um 5 m von der Grundstücksgrenze abgerückt, so-
dass ein größerer Abstand zur Nachbarbebauung geschaffen wird. Dieser Abstand dient der 
Verbesserung der Wohnqualität, Belichtung und Belüftung und trägt zur Berücksichtigung 
nachbarlicher Belange bei. 
 
Vor diesem Hintergrund wird der Vorschlag, einen rückwärtigen Durchgang analog zum 
ersten Bauabschnitt herzustellen, nicht in die Planung aufgenommen. Der gewählte Kom-
promiss stellt aus Sicht der Stadt eine ausgewogene Lösung zwischen Nutzbarkeit, Nach-
barschutz und Sicherheit dar. 

 

  

eschade
Hervorheben



 

Stadt Neu Anspach: Bebauungsplan „Westerfeld West, 3 – 5 Bauabschnitt“ – Abw. § 3(1) und § 4(1) BauGB 
 

 

46 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

5. Herrn Hans Henchen, Eschbacher Straße 28, 61267 Neu-Anspach (09.12.2024 
 
 
Beschlussempfehlung 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
Im Rahmen der Bürgerinformationsveranstaltung am 11.03.2025 wurde die Frage nach der 
Fortführung eines rückwärtigen Weges ausführlich erörtert. Dabei wurde dargelegt, dass 
aus städtebaulichen, sicherheitsrelevanten und wirtschaftlichen Gründen auf die Anlage 
eines solchen Weges verzichtet wird. Insbesondere die eingeschränkte Einsehbarkeit, das 
potenzielle Sicherheitsrisiko und der hohe Pflegeaufwand sprachen gegen eine Umsetzung. 
Zudem wurde klargestellt, dass die Funktion eines Rettungswegs in diesem Bereich nicht 
erforderlich ist. 
 
Als Ergebnis der Diskussion wurde ein Kompromiss gefunden: Zur bestehenden Wohnbe-
bauung im Osten wird das Baufenster um 5 m von der Grundstücksgrenze abgerückt, so-
dass ein größerer Abstand zur Nachbarbebauung geschaffen wird. Dieser Abstand dient der 
Verbesserung der Wohnqualität, Belichtung und Belüftung und trägt zur Berücksichtigung 
nachbarlicher Belange bei. 
 
Vor diesem Hintergrund wird der Vorschlag, einen rückwärtigen Durchgang analog zum 
ersten Bauabschnitt herzustellen, nicht in die Planung aufgenommen. Der gewählte Kom-
promiss stellt aus Sicht der Stadt eine ausgewogene Lösung zwischen Nutzbarkeit, Nach-
barschutz und Sicherheit dar. 
 
 
 
 
 
 
 

 

  

eschade
Hervorheben
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1. 
 
 
2. 
 
 
 
 

6. Frau Andrea Rettenbacher, Eschenbacher Straße 22b, 61267 Neu-Anspach (24.11.2024) 
 
 
Beschlussempfehlung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Rückwärtiger Weg zur Eschbacher Straße: Ein Fußweg zwischen den neuen Baugrundstü-
cken und den bestehenden Grundstücken an der Eschbacher Straße – analog zu den ers-
ten beiden Bauabschnitten – ist im aktuellen Bebauungsplan nicht vorgesehen. Wie im 
Rahmen der Bürgerinformationsveranstaltung ausführlich erläutert, wurde auf die Anlage 
eines rückwärtigen Weges aus Gründen der Sicherheit, baulichen Machbarkeit sowie Un-
terhaltungskosten verzichtet. Zudem liegen die Gärten der bestehenden Bebauung größten-
teils durchgehend eingefriedet und verfügen über keinen rückwärtigen Zugang. 
Als Kompromiss wurde das Baufenster im östlichen Bereich um 5 m von der Grundstücks-
grenze abgerückt, um einen erhöhten Abstand zur bestehenden Bebauung herzustellen und 
nachbarschaftliche Belange zu berücksichtigen. 
 
Zu 2.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Straßenraum „An der Lehmkaut“ (Einfahrt von der Eschbacher Straße): Die Erschließungs-
planung befindet sich aktuell in Bearbeitung. In diesem Zusammenhang wurde die Breite 
des Straßenraums – insbesondere im Übergangsbereich zur Eschbacher Straße – über-
prüft. Die verkehrliche Sicherheit, insbesondere im Hinblick auf Schulwege, Fuß- und Rad-
verkehr, wird im Zuge der Ausführungsplanung mit einbezogen. Ziel ist ein verkehrssicherer 
und funktionaler Ausbau unter Berücksichtigung der bestehenden Engstellen. Eine Verbrei-
terung wurde vor diesem Hintergrund jedoch nicht vorgesehen. 

 

 

 

 

 

eschade
Hervorheben
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3. 
 
4. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Zu 3.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Stellplatzsituation / Parkraumbedarf: Die Planung berücksichtigt die Stellplatzsatzung der 
Stadt Neu-Anspach, die für jede Wohneinheit je nach Größe ein bis zwei Stellplätze vor-
sieht. Für Einfamilienhäuser sind zwei Stellplätze pro Grundstück verpflichtend. Ergänzend 
zu den privaten Stellplätzen sind im Bereich der Reihenhauszeilen zusätzliche Besucher- 
und Anliefererstellplätze vorgesehen. 
Die Erfahrungen aus vergleichbaren Gebieten wie der Wernborner Straße werden in die 
Ausführungsplanung mit einbezogen. Weitere Maßnahmen zur Einhaltung der Stellplatz-
pflicht und zur Optimierung der Nutzung (z. B. Kampagne zum Garagenparken) sind bereits 
eingeleitet. 
 
 
Zu 4.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Anregung, wonach ein weiterer Spielplatz aufgrund der Ausweitung der Wohnbebauung 
in Westerfeld einzuplanen sei, wurde zur Kenntnis genommen. Im Rahmen des Bebau-
ungsplanverfahrens „Michelbacher Straße – Süd“ (2006) wurden bereits planungsrechtliche 
Voraussetzungen für die Anlage eines Bolzplatzes geschaffen. Diese Fläche wurde reali-
siert, liegt unmittelbar südlich der Bebauung „Michelbacher Straße“ und umfasst neben dem 
Bolzplatz auch eine angrenzende Grünanlage. Die Anlage wird genutzt und erfüllt die Funk-
tion einer wohnortnahen Spielfläche. 
Ein zusätzlicher Spielplatz im aktuellen Plangebiet ist derzeit nicht vorgesehen, da durch die 
bestehende Grün- und Freiflächenstruktur im Quartier bereits eine Grundversorgung gege-
ben ist. Die Notwendigkeit weiterer Spielflächen wird im Rahmen der fortlaufenden Bedarfs-
prüfung berücksichtigt, auch in Zusammenschau mit der Gesamtentwicklung im Stadtteil 
Westerfeld, die allerdings zunächst ihren Abschluss gefunden hat. 
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7. Herrn Horst Schmitt, Eschenbacher Straße 20, 61267 Neu-Anspach (12.12.2024) 
 
 
Beschlussempfehlung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
Im Rahmen der Bürgerinformationsveranstaltung am 11.03.2025 wurde die Frage nach der 
Fortführung eines rückwärtigen Weges ausführlich erörtert. Dabei wurde dargelegt, dass 
aus städtebaulichen, sicherheitsrelevanten und wirtschaftlichen Gründen auf die Anlage 
eines solchen Weges verzichtet wird. Insbesondere die eingeschränkte Einsehbarkeit, das 
potenzielle Sicherheitsrisiko und der hohe Pflegeaufwand sprachen gegen eine Umsetzung. 
Zudem wurde klargestellt, dass die Funktion eines Rettungswegs in diesem Bereich nicht 
erforderlich ist. 
 
Als Ergebnis der Diskussion wurde ein Kompromiss gefunden: Zur bestehenden Wohnbe-
bauung im Osten wird das Baufenster um 5 m von der Grundstücksgrenze abgerückt, so-
dass ein größerer Abstand zur Nachbarbebauung geschaffen wird. Dieser Abstand dient der 
Verbesserung der Wohnqualität, Belichtung und Belüftung und trägt zur Berücksichtigung 
nachbarlicher Belange bei. 
 
Vor diesem Hintergrund wird der Vorschlag, einen rückwärtigen Durchgang analog zum 
ersten Bauabschnitt herzustellen, nicht in die Planung aufgenommen. Der gewählte Kom-
promiss stellt aus Sicht der Stadt eine ausgewogene Lösung zwischen Nutzbarkeit, Nach-
barschutz und Sicherheit dar. 
 

 

 
 

eschade
Hervorheben
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1.  
 
 
 
 

8. Herrn Eric Wicke, Eschbacher Straße 22a, 61267 Neu-Anspach (13.12.2024) 
 
 
Beschlussempfehlung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen: 
 
[vgl. folgende Seiten] 
 
 
 

 

 

 

 

 

eschade
Hervorheben
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2. 
 
 
 
 
 
3. 
 
 
 
 
 
 
4. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die in der Stellungnahme angesprochene Differenz in den Gebäudehöhen zwischen dem 
Vorentwurf zum Aufstellungsbeschluss und dem zur Offenlage bereitgestellten Stand ist 
zutreffend. Hintergrund ist, dass im Rahmen der öffentlichen Sitzung des Bauausschusses 
ein Antrag auf Erhöhung der maximalen Gebäudeoberkante (OK Geb.) auf 11,00 m gestellt 
wurde. Diesem Antrag wurde in der Sitzung des Bauausschusses sowie in der darauffol-
genden Sitzung der Stadtverordnetenversammlung mehrheitlich zugestimmt. 
Die daraufhin vorgenommenen Änderungen im Bebauungsplanentwurf (u. a. Anpassung der 
Höhenentwicklung in WA 2 und WA 3) wurden in den Unterlagen zur frühzeitigen Öffentlich-
keitsbeteiligung korrekt dokumentiert. Das Verfahren entspricht somit dem geltenden Bau-
gesetzbuch (§ 3 Abs. 1 BauGB), wonach der Vorentwurf der Öffentlichkeit zur Diskussion 
gestellt wird – also ein Planungsstand, der sich im politischen Entscheidungsprozess noch 
verändert haben kann. Die Öffentlichkeitsbeteiligung bezieht sich auf den zum Zeitpunkt der 
Auslegung aktuellen, durch die politischen Gremien beschlossenen Planstand. Das Vorge-
hen ist daher formell und inhaltlich korrekt erfolgt. 
 
Zu 2.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen: 
Die vorgeschlagene Rückführung der baulichen Dichte auf die Werte des 1. und 2. Bauab-
schnitts wurde im Zuge der Entwurfsplanung geprüft, aber nicht übernommen. Hintergrund 
ist die städtebauliche Zielsetzung, im Sinne des Regionalplans Südhessen (RPS 2010) / 
Regionalen Flächennutzungsplans (RegFNP 2010) eine verdichtete Wohnbauentwicklung in 
verkehrlich gut erschlossenen Lagen – insbesondere in S-Bahn-Nähe – umzusetzen. 
Die im Entwurf festgesetzten Werte (GRZ 0,4, GFZ 0,8, Firsthöhe 11,00 m, Traufhöhe max. 
7,00 m) entsprechen einem ortsverträglichen Maß der baulichen Nutzung und berücksichti-
gen gleichzeitig die erforderliche Flächeneffizienz. Durch eine erhöhte Abstandsfläche zur 
östlichen Grundstücksgrenze (5,00 m) wird zudem auf Belange der angrenzenden Be-
standsbebauung Rücksicht genommen. Eine Rücknahme der Dichte oder Höhenentwick-
lung ist aus städtebaulicher und planerischer Sicht nicht vorgesehen. 
 
Zu 3.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen: 
Die Forderung nach einem rückwärtigen Fußweg wurde im Rahmen der Bürgerinformati-
onsveranstaltung ausführlich diskutiert. Aus Gründen der Sicherheit, Wirtschaftlichkeit und 
städtebaulichen Ordnung wurde von einer Umsetzung abgesehen. Der Weg wäre nicht 
einsehbar, für die öffentliche Nutzung kaum geeignet und böte potenzielle Missbrauchsflä-
chen. Die rückwärtigen Grundstücke sind bereits heute eingefriedet und weisen keine öf-
fentlichen Austritte auf. Ein Weg wurde daher nicht in die Planung aufgenommen. Stattdes-
sen wurde – als Ausgleichsmaßnahme – das Baufenster zur östlichen Grundstücksgrenze 
auf 5,00 m zurückversetzt, um den Abstand zur Bestandsbebauung zu vergrößern. 
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Zu 4.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen: 
Die Auswahl des Projektträgers obliegt nicht dem Bebauungsplanverfahren, sondern ist 
Bestandteil privatrechtlicher Vereinbarungen. Die Stadtentwicklung wird planerisch begleitet 
und bleibt hinsichtlich der Umsetzung von Planinhalten – z. B. Einhaltung von Nutzung, 
Gestaltung, Begrünung und Stellplätzen – über die planungsrechtlichen und ordnungsbe-
hördlichen Vorschriften gesichert. 
Im Übrigen wurde im Rahmen der Bürgerinformationsveranstaltung erläutert, dass der 
überwiegende Teil der Grundstücke bereits verbindlich vergeben ist – überwiegend an Per-
sonen mit lokalem Bezug. Ziel ist die Schaffung von Wohnraum für ortsverbundene Fami-
lien, nicht von hochpreisigen Eigentumsobjekten. 
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9. Frau Andrea Rettenbacher, Eschbacher Straße 22b, 61267 Neu-Anspach (17.12.2024) 
 
 
Beschlussempfehlung 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen: 
Die vorgeschlagene Rückführung der baulichen Dichte auf die Werte des 1. und 2. Bauab-
schnitts wurde im Zuge der Entwurfsplanung geprüft, aber nicht übernommen. Hintergrund 
ist die städtebauliche Zielsetzung, im Sinne des Regionalplans Südhessen (RPS 2010) / 
Regionalen Flächennutzungsplans (RegFNP 2010) eine verdichtete Wohnbauentwicklung in 
verkehrlich gut erschlossenen Lagen – insbesondere in S-Bahn-Nähe – umzusetzen. 
Die im Entwurf festgesetzten Werte (GRZ 0,4, GFZ 0,8, Firsthöhe 11,00 m, Traufhöhe max. 
7,00 m) entsprechen einem ortsverträglichen Maß der baulichen Nutzung und berücksichti-
gen gleichzeitig die erforderliche Flächeneffizienz. Durch eine erhöhte Abstandsfläche zur 
östlichen Grundstücksgrenze (5,00 m) wird zudem auf Belange der angrenzenden Be-
standsbebauung Rücksicht genommen. Eine Rücknahme der Dichte oder Höhenentwick-
lung ist aus städtebaulicher und planerischer Sicht nicht vorgesehen. 
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2. 
 
 
 
 
 
 

[…] 
 

10. Frau Andrea Rettenbacher, Eschbacher Straße 22b, 61267 Neu-Anspach (16.12.2024) 
 
 
Beschlussempfehlung 
 
 
Zu 1.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Der Hinweis auf die zunehmende Häufigkeit von Starkregenereignissen und die damit ver-
bundenen Risiken für angrenzende Bereiche, insbesondere im Umfeld der Retentionsfläche 
des Eisenbaches, wird zur Kenntnis genommen. 
Fachlich ist jedoch klarzustellen, dass die Ursache für Überflutungen bei Starkregenereig-
nissen nicht in einer Überlastung der Kanalisation im engeren Sinne liegt, da diese Systeme 
– entsprechend den allgemein anerkannten Regeln der Technik – auf eine Planungsjähr-
lichkeit von 3 bis 5 Jahren ausgelegt sind und bei außergewöhnlichen Starkregenereignis-
sen ohnehin nicht alle Wassermengen aufnehmen können. Die auftretenden Wassermas-
sen stammen in solchen Fällen überwiegend aus den natürlichen Einzugsgebieten (z. B. 
oberflächennahem Zufluss aus Hanglagen), nicht aus dem Kanalnetz selbst. 
 
Die Möglichkeit, im Plangebiet eine flächenhafte Versickerung des anfallenden Nieder-
schlagswassers umzusetzen, wurde im Rahmen eines geotechnischen Gutachtens geprüft. 
Aufgrund der dort festgestellten ungünstigen Bodenverhältnisse (geringe Durchlässigkeit) ist 
eine flächige Versickerung nicht realisierbar. Aus diesem Grund erfolgt die Entwässerung 
über ein Trennsystem mit gedrosselter Einleitung in ein vorhandenes Regenrückhaltesys-
tem. Die Bemessung erfolgt unter Einhaltung der wasserrechtlichen Vorgaben. 
Die Vorgaben werden im Zuge der parallel zur Bauleitplanung durchgeführten Entwässe-
rungsplanung berücksichtigt. 
 
 
Zu 2.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die Anregung, wonach ein weiterer Spielplatz aufgrund der Ausweitung der Wohnbebauung 
in Westerfeld einzuplanen sei, wurde zur Kenntnis genommen. Im Rahmen des Bebau-
ungsplanverfahrens „Michelbacher Straße – Süd“ (2006) wurden bereits planungsrechtliche 
Voraussetzungen für die Anlage eines Bolzplatzes geschaffen. Diese Fläche wurde reali-
siert, liegt unmittelbar südlich der Bebauung „Michelbacher Straße“ und umfasst neben dem 
Bolzplatz auch eine angrenzende Grünanlage. Die Anlage wird genutzt und erfüllt die Funk-
tion einer wohnortnahen Spielfläche. 
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3. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
4. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Ein zusätzlicher Spielplatz im aktuellen Plangebiet ist derzeit nicht vorgesehen, da durch die 
bestehende Grün- und Freiflächenstruktur im Quartier bereits eine Grundversorgung gege-
ben ist. Die Notwendigkeit weiterer Spielflächen wird im Rahmen der fortlaufenden Bedarfs-
prüfung berücksichtigt, auch in Zusammenschau mit der Gesamtentwicklung im Stadtteil 
Westerfeld, die allerdings zunächst ihren Abschluss gefunden hat. 
 
Zu 3.: Die Ausführung wird zur Kenntnis genommen. 
Es handelt sich hierbei um einen Auszug aus der Begründung zum Bebauungsplan „An der 
Lehmkaut“ 4. Änderung, der bereits umgesetzt wurde. Weiterer Handlungsbedarf bezogen 
auf dieses Verfahren resultiert hieraus keiner. 
 
 
Zu 4.: Die Ausführung wird zur Kenntnis genommen. 
Die Anregung, im Plangebiet auch kleine Grundstücke für alternative Wohnformen wie Tiny 
Houses oder Modulhäuser einzuplanen, wird zur Kenntnis genommen. Der Wunsch nach 
kompakter, bezahlbarer und pflegearmer Wohnform für ältere Menschen oder Einzelperso-
nen ist nachvollziehbar. 
Die Planung verfolgt das Ziel, ein vielfältiges Wohnraumangebot für unterschiedliche Le-
bensphasen und Wohnbedürfnisse zu schaffen. Hierzu gehören insbesondere auch schwel-
lenarme Geschosswohnungen. Diese ermöglichen ein möglichst langes, selbstbestimmtes 
Wohnen im gewohnten Umfeld – auch für die ältere Generation.  
Solche Wohnformen werden aus städtebaulicher Sicht als nachhaltiger und besser integ-
rierbar beurteilt als mobile Tiny Houses, die häufig mit höheren Anforderungen an die Er-
schließung, Verkehrsflächen, Gemeinschaftseinrichtungen und Organisation einhergehen. 
Darüber hinaus sind sie aus Gründen der Barrierefreiheit sowie in Hinblick auf soziale 
Durchmischung und langfristige Wohnqualität nicht in allen Fällen geeignet, den Bedarf 
älterer Menschen breitflächig zu decken. Aus ökologischer Sicht wird der geringe Flächen-
verbrauch begrüßt, allerdings ist auch hier der Gesamtaufwand für Infrastrukturanbindung 
und Siedlungsstruktur zu berücksichtigen. 
 
Die vorgeschlagene Nutzung kleinerer Wohnflächen wird daher primär im Rahmen qualität-
voller kompakter Wohngebäude (z. B. Geschosswohnungsbau mit kleinteiligen Einheiten) 
realisiert. Dieses Konzept ist besser in die geplante städtebauliche Struktur integrierbar und 
deckt die angestrebten Bedürfnisse an barrierearmes, bezahlbares und energieeffizientes 
Wohnen in höherem Maß. Eine gesonderte Widmung von Flächen für Tiny-House-
Siedlungen ist im Plangebiet nicht vorgesehen. 

 
 


